
Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales   

Richtlinie 
zur Stärkung digitaler Bildungsangebote und 

barrierefreier digitaler Infrastruktur in Einrichtungen und 
bei Diensten der beruflichen Rehabilitation (DiBiRe-Richtlinie) 

Vom 12. März 2026 

1 Förderziel und Zuwendungszweck 

1.1 Ziel der Förderung 

Ziel der Förderung ist es, die Teilhabe am Arbeitsleben für junge Menschen mit Behinderungen zu verbessern, indem 
die berufliche Bildung in Einrichtungen und bei Diensten der beruflichen Rehabilitation gestärkt wird. 

Deutschland ist als Vertragsstaat der UN-Behindertenrechtskonvention dem Ziel des gleichen Rechts auf Arbeit von 
Menschen mit Behinderungen verpflichtet. Berufliche Bildung ist ein Schlüssel zur Verwirklichung dieses Rechts. 
Gerade für junge Menschen mit Behinderungen ist der Zugang zu beruflicher Bildung und zum Arbeitsmarkt nach 
wie vor von großen Herausforderungen gekennzeichnet. Obwohl der Arbeitsmarkt darauf angewiesen ist, dass das 
Potenzial aller Erwerbspersonen genutzt und die Erwerbsbeteiligung erhöht wird, bleiben schwerbehinderte 
Menschen auf der Suche nach einem Ausbildungsplatz überproportional unversorgt. Schwerbehinderte Auszubil-
dende machen nur einen Anteil von 0,7 Prozent an allen Auszubildenden aus, während der Anteil der Jugendlichen 
mit Schwerbehinderung an allen Jugendlichen 1,9 Prozent beträgt (2022). 

Der Zugang zu beruflicher Bildung erfolgt bei vielen Jugendlichen mit Behinderungen über geförderte, rehabilitations-
spezifische Ausbildungsmaßnahmen (betrieblich und außerbetrieblich). Die Bundesagentur für Arbeit hat im Jahr 2024 
rund 26 000 Menschen mit Behinderungen mit rehabilitationsspezifischen Ausbildungsmaßnahmen gefördert. Einrich-
tungen und Dienste der beruflichen Rehabilitation tragen als Leistungserbringer also wesentlich zur Teilhabe von 
jungen Menschen mit Behinderungen an Bildung und Arbeit bei. Zugleich müssen sie sich stetig vielfältigen gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Veränderungen stellen, um ihre Leistungen so arbeitsmarktnah wie möglich an-
zubieten und weiterhin hohen qualitativen Erwartungen gerecht zu werden. 

Vor diesem Hintergrund fördert das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) mit dieser Richtlinie innovative 
Projekte, die digitale Bildungsangebote und die barrierefreie digitale Infrastruktur in Einrichtungen und bei Diensten 
der beruflichen Rehabilitation stärken. 

1.2 Rechtsgrundlagen 

Das BMAS gewährt Zuwendungen für Projekte nach Maßgabe dieser Richtlinie, den §§ 23, 44 der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO), den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie den Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Pro-
jektförderung (ANBest-P), die Gegenstand der Zuwendungsbescheide werden. 

Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund der eingereichten Unterlagen im Rahmen ihres pflichtgemäßen Ermes-
sens und der verfügbaren Haushaltsmittel über die Förderung der Projekte. Ein Rechtsanspruch auf die Förderung 
besteht nicht. 

2 Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden innovative Projekte, die digitale Bildungsangebote und barrierefreie digitale Infrastruktur in Ein-
richtungen und bei Diensten der beruflichen Rehabilitation zum Gegenstand haben. 

Folgende gleichwertige Kriterien sind zudem für die Auswahl zur Förderung maßgebend:   

– Fokus auf die Inklusion von jungen Menschen mit Behinderungen in Bildung und Arbeit (Zielgruppenorientierung),   

– Vernetzung mit weiteren Akteuren des Bildungs- und/oder Arbeitsmarktes (Arbeitsmarktorientierung),   

– Mitwirkung der Menschen mit Behinderungen als Expertinnen und Experten in eigener Sache (Partizipation),   

– Übertragbarkeit und Wirksamkeit der Projektergebnisse während und nach dem Ende der Projektlaufzeit 
(Nachhaltigkeit). 

3 Zuwendungsempfänger 

Zur Förderung antragsberechtigt sind folgende Arbeitsgemeinschaften, Verbände oder Vereinigungen der beruflichen 
Rehabilitation auf Bundesebene (im Folgenden: Arbeitsgemeinschaften):   

– Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufsbildungswerke e. V.   

– Bundesverband Deutscher Berufsförderungswerke e. V. 

Bekanntmachung
Veröffentlicht am Montag, 23. März 2026
BAnz AT 23.03.2026 B2
Seite 1 von 4

Die PDF-Datei der amtlichen Veröffentlichung ist mit einem qualifizierten elektronischen Siegel versehen. Siehe dazu Hinweis auf Infoseite.



– Bundesarbeitskreis Berufsförderungswerke   

– Bundesarbeitsgemeinschaft Beruflicher Trainingszentren e. V.   

– Bundesarbeitsgemeinschaft ambulante berufliche Rehabilitation e. V.   

– Bundesarbeitsgemeinschaft Rehabilitation psychisch kranker Menschen e. V.   

– Bundesarbeitsgemeinschaft der medizinisch-beruflichen Rehabilitationseinrichtungen e. V.   

– Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte Menschen e. V. 

sowie ihre Mitgliedseinrichtungen und -dienste. 

Anträge der Einrichtungen und Dienste der beruflichen Rehabilitation sind im Einvernehmen mit ihrer jeweiligen 
Arbeitsgemeinschaft einzureichen. Das Einvernehmen ist schriftlich zu belegen. 

Anträge der Arbeitsgemeinschaften müssen für mindestens zwei Einrichtungen und/oder Dienste der beruflichen Re-
habilitation als Teilvorhabenpartner eingereicht werden. Eine Weiterleitung der Zuwendungen an Teilvorhabenpartner 
kann gemäß Nummer 12 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 BHO beantragt und durch die Bewilligungsbehörde zu-
gelassen werden. Teilvorhabenpartner müssen sich im Förderportal BMAS registrieren. Der antragstellende Zuwen-
dungsempfänger verantwortet die ordnungsgemäße Projektumsetzung und die Einhaltung der rechtlichen Regelungen 
inklusive der Rahmenbedingungen der Weiterleitung. 

4 Besondere Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Förderung wird aus Haushaltsmitteln des BMAS finanziert. Es besteht ein Kumulationsverbot mit Förderungen, die 
aus anderen öffentlichen Programmen (Bund, Länder, Europäische Union) für den gleichen Förderzweck finanziert 
werden. 

Es können keine Maßnahmen gefördert werden, die zu den Pflichtaufgaben der Zuwendungsempfänger gehören 
beziehungsweise für die es bereits gesetzliche Finanzierungsregelungen gibt. Eine rückwirkende Förderung ist eben-
falls ausgeschlossen. 

Die Gesamtfinanzierung des Vorhabens muss sichergestellt sein. Ein entsprechender Nachweis ist zu erbringen. 

Der Bewilligungszeitraum endet spätestens zum 30. September 2027. 

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

Die Förderung erfolgt als nicht rückzahlbare Zuwendung und wird in Form einer Anteilfinanzierung auf Ausgabenbasis 
gewährt. Eine Förderung ist bis zur Höhe der förderfähigen Gesamtausgaben möglich, höchstens jedoch bis zu einem 
Betrag von 500 000 Euro pro Projekt. 

Die Zuwendung beträgt regelmäßig bis zu 90 Prozent, in besonders begründeten Fällen bis zu 95 Prozent der förder-
fähigen Ausgaben. Grundsätzlich sind mindestens 10 Prozent, in besonders begründeten Fällen 5 Prozent der zu-
wendungsfähigen Gesamtausgaben als Eigenbeteiligung aufzubringen. 

Eine Eigenbeteiligung kann erbracht werden durch  

– Eigenmittel, die als Barmittel oder durch Personalausgaben für förderfähiges Projektpersonal des Zuwendungs-
empfängers oder Teilvorhabenpartners (Personalgestellung) anerkannt werden, sowie   

– zusätzliche private und öffentliche Mittel, insbesondere durch eine Finanzierungsbeteiligung der Länder, soweit das 
Kumulierungs- und Doppelförderverbot beachtet wird. 

Grundlage für die Bemessung der Zuwendung bilden die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben. 

Folgende Ausgaben sind förderfähig: 

Projektbezogene Personalausgaben:   

– Projektleitung, förderfähig bis EG 14   

– Projektpersonal, förderfähig bis EG 12 

Externe Aufträge/Honorarausgaben, wenn sie für die Durchführung des Vorhabens erforderlich und die Aufgaben nicht 
im Rahmen von im Vorhaben bestehenden Beschäftigungsverhältnissen durchführbar sind. 

Spezielle Sachausgaben:   

– digitale Ausstattung, die für die Erfüllung des Förderzwecks erforderlich ist,   

– Ausgaben für projektbezogene Öffentlichkeitsarbeit,   

– Ausgaben für projektbezogene Veranstaltungen. 

Zur Deckung von Koordinierungs-, Verwaltungs-, Reise- und allgemeinen Sachausgaben wird eine Pauschale in Höhe 
von 19 Prozent der förderfähigen Personalgesamtausgaben ausgezahlt. 

Für die Höhe der Honorare für Dolmetsch- und Sprachmittlungsarbeiten gelten die Vorgaben des Justizvergütungs- 
und Entschädigungsgesetzes entsprechend. 

Im Anwendungsbereich des Besserstellungsverbotes ist der entsprechende Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes 
(TVöD, TV-L, TV-H) als Höchstgrenze zu beachten. 
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Im Übrigen gelten die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Diese gelten als gewahrt, wenn als Ober-
grenze die „Personal- und Sachkosten der Bundesverwaltung für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und Kosten-
berechnungen (PSK)“ eingehalten werden. Die PSK werden vom Bundesfinanzministerium auf der Seite www.bundes-
finanzministerium.de veröffentlicht und regelmäßig, in der Regel jährlich, angepasst. 

Übernimmt eine Geschäftsführerin oder ein Geschäftsführer beziehungsweise eine Gesellschafterin oder ein Gesell-
schafter eine Aufgabe als Mitarbeitende im Vorhaben, kommt eine anteilige Abrechnung (unter Abzug der Tätigkeit als 
Geschäftsführerin oder Geschäftsführer/Gesellschafterin oder Gesellschafter) nur im Einzelfall in Betracht. Die ord-
nungsgemäße Geschäftsführung muss weiterhin gewährleistet sein. Eine Gewinnbeteiligung darf bei der Abrechnung 
der Personalausgaben nicht berücksichtigt werden. Förderfähige Ausgaben können nur anerkannt werden, wenn für 
diese ein Arbeitsvertrag oder Geschäftsführervertrag vorliegt. Der anrechnungsfähige Einsatz wird grundsätzlich auf 50 
von 100 der Arbeitszeit der Geschäftsführerin/des Geschäftsführers (maximal bezogen auf eine Vollzeitstelle) be-
grenzt, sofern die Gewährleistung der ordnungsgemäßen Geschäftsführung keine weitergehende Begrenzung er-
forderlich macht. 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Bei Gewährung einer Zuwendung werden Zuwendungsempfänger und gegebenenfalls beteiligte Stellen durch Be-
scheid verpflichtet, an den Prüfungen der in Nummer 7 genannten Stellen aktiv mitzuwirken und die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Hierfür müssen die notwendigen Daten für die Vorhabenbegleitung, Vorhabenbewertung/ 
Evaluierung, Vorhabenfinanzverwaltung erhoben, gespeichert und an die mit der Prüfung beauftragten Stellen über-
mittelt werden. 

Für Prüfzwecke benötigte Dokumente, die nicht bereits elektronisch vorgelegt wurden, sind auf Anforderung der 
prüfenden Stelle in elektronischer Form zu übermitteln. Die Erfüllung der Berichtspflichten und die Erhebung und 
Pflege der Daten sind Voraussetzung für den Abruf/die Anforderung von Fördermitteln und deren Auszahlung. 

Bei Gewährung einer Zuwendung werden Zuwendungsempfänger verpflichtet, die datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen entsprechend der Datenschutz-Grundordnung zu beachten. Dabei sind insbesondere erhobene personen-
bezogene Daten zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu pseudonymisieren. Sofern personenbezogene Daten im Antrags-
verfahren übermittelt werden, sind die Antragstellenden verpflichtet, betroffene Personen zu informieren und deren 
Einwilligung einzuholen. Eine entsprechende Erklärung ist im Rahmen des Antragsverfahrens abzugeben. Dabei sind 
personenbezogene Daten, die nicht entscheidungserheblich sind, zu schwärzen. 

Die Pauschale zur Deckung von Koordinierungs-, Verwaltungs-, Reise- und allgemeinen Sachausgaben wird evaluiert. 
Im Rahmen der Evaluierung besteht die Verpflichtung, der Bewilligungsbehörde, dem BMAS und dem Bundes-
rechnungshof auf Verlangen Einsicht in die Unterlagen der Buchhaltung hinsichtlich der für die Pauschale gebuchten 
Ausgaben zu gewähren. 

Das gesamte Zuwendungsverfahren wird elektronisch über das Förderportal BMAS (www.foerderportal-bmas.de) 
abgewickelt. 

Einzelne Vorgänge sind von den Vertretungsberechtigten zu bestätigen. Dies erfolgt im Förderportal BMAS mittels des 
kostenlosen eID-Services (Einzelvertretung), mittels des kostenlosen TAN-Verfahrens (aktuell: Einzelvertretung) oder 
alternativ durch das Aufbringen einer qualifizierten elektronischen Signatur (QES) auf das PDF-Exportdokument des 
eingereichten Vorgangs unter Verwendung einer QES-Signaturlösung (Einzel- und Mehrfachvertretung). 

Die postalische Nachreichung der Vorgänge ist nur im Ausnahmefall möglich. 

Behördenseitig wird grundsätzlich der Bescheid elektronisch im Förderportal BMAS zum Abruf zur Verfügung gestellt. 
Bei Ausfall oder Nichtverfügbarkeit der Technik kann in Ausnahmefällen ein Bescheid auch in Papierform zugehen. 

Auf der Eingangsseite des Förderportals BMAS (www.foerderportal-bmas.de) sind Informationen über die Regis-
trierung für das Förderportal BMAS und ein Hilfe-Service abrufbar. 

7 Verfahren 

7.1 Antragsverfahren 

Anträge sind in deutscher Sprache in elektronischer Form über das Förderportal BMAS (www.foerderportal-bmas.de) 
einzureichen. Auf der Eingangsseite des Förderportals BMAS sind Informationen über die Registrierung für das 
Förderportal BMAS und ein Hilfe-Service abrufbar. 

Die Antragsfrist endet am 18. Mai 2026 um 16 Uhr. 

Für die Einhaltung der Frist ist die Eingangsbestätigung über das Förderportal BMAS maßgeblich. 

Zum Zeitpunkt der erstmaligen (fristgemäßen) Antragstellung ist die Einreichung des vollständigen Antrags in elektro-
nischer Form ausreichend. Hierfür ist die Checkbox Z760 zu aktivieren. 

Die Bewilligungsbehörde prüft, ob der Antrag zur Förderung zugelassen wird. Dabei gilt der Antrag als vollständig, 
wenn im Online-Formular alle erforderlichen Angaben gemacht und die in der Checkliste als notwendig bezeichneten 
Unterlagen vollständig ausgefüllt hochgeladen wurden. Die Checkliste sowie gegebenenfalls zu verwendende Formu-
lare sind im Bereich „Dokumente“ des Förderportals BMAS zu finden. 

Anträge, die später eingereicht werden oder die notwendigen Unterlagen nicht enthalten, werden grundsätzlich nicht 
berücksichtigt. 
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Sofern der Antrag zur Förderung zugelassen wird, sind die Antragsunterlagen inklusive Anhänge durch den oder die 
Vertretungsberechtigten unter Beachtung der in Nummer 6 beschriebenen Form zu bestätigen. 

Die Nachforderung von Unterlagen bleibt vorbehalten. 

Die Bewilligungsbehörde prüft die für eine Förderung zugelassen Projekte auf Grundlage der eingereichten Anträge 
zuwendungsrechtlich und inhaltlich anhand des Innovationspotenzials sowie der Erfüllung der in Nummer 2 beschrie-
benen Förderkriterien. Anschließend gibt das BMAS ein Votum ab und beteiligt die Mitglieder des Teilhabebeirats 
nach § 86 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, die Stellungnahmen abgeben können. 

Die Bewilligungsbehörde bewilligt die Zuwendung im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens und der verfügbaren 
Haushaltsmittel. Projekte, die nicht ausgewählt wurden, erhalten einen Ablehnungsbescheid. 

7.2 Bewilligungsverfahren 

Das BMAS steuert die Durchführung dieser Richtlinie und übernimmt die fachlich-inhaltliche Begleitung. Für die 
administrative Durchführung des Verfahrens (Antrags- und Bewilligungsverfahren, Erlass der Bescheide, Auszahlung 
der Bundesmittel, Prüfung der Zwischen- und Verwendungsnachweise) hat das BMAS die 

DRV Knappschaft-Bahn-See 
Fachstelle für Fördermittel des Bundes – Fachbereich Bund 
Albert-Einstein-Straße 47 
Einsteinhaus (Haus D) 
02977 Hoyerswerda 

als Bewilligungsbehörde beauftragt. 

Das BMAS behält sich in Einzelfällen vor, die administrative Durchführung des Verfahrens oder Teile davon selbst zu 
übernehmen. 

7.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Die Auszahlung von Bundesmitteln erfolgt gemäß den Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung (ANBest-P) im Anforderungsverfahren. 

7.4 Verwendungsnachweis 

Wurden in der Bewilligung für zuwendungsfähige Ausgaben feste Beträge zu Grunde gelegt (Pauschale) und hat der 
Zuwendungsempfänger diese festen Beträge vollständig für den Zuwendungszweck verwendet, so kann er diese im 
zahlenmäßigen Nachweis erklären und diese festen Beträge angeben und muss zu diesen Ausgaben keine Belegliste 
führen. Der allgemeinen Aufbewahrungspflicht ist gleichwohl für alle Ausgaben nachzukommen. 

Die Verwendung der Zuwendung ist spätestens mit Ablauf des dritten auf den Bewilligungszeitraum folgenden Monats 
der Bewilligungsbehörde nachzuweisen (Verwendungsnachweis). 

Soweit die Verwendungsbestätigung nicht erbracht wird, kann die Bewilligungsbehörde den Zuwendungsbescheid 
nach § 49 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) mit Wirkung auch für die Vergangenheit ganz oder 
teilweise widerrufen und die Zuwendung, auch wenn sie bereits verwendet worden ist, zurückfordern. 

7.5 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der 
gewährten Zuwendung gelten die §§ 48 bis 49a VwVfG, die §§ 23, 44 BHO und die hierzu erlassenen Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften, soweit nicht in diesen Förderrichtlinien Abweichungen von den Allgemeinen Verwaltungs-
vorschriften zugelassen worden sind. 

Der Bundesrechnungshof ist gemäß § 91 BHO zur Prüfung berechtigt. Zusätzlich sind nach den ANBest-P die 
DRV KBS als Bewilligungsbehörde sowie das BMAS zur Prüfung der Verwendung berechtigt. 

8 Geltungsdauer 

Diese Förderrichtlinie tritt am Tag der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft und ist bis 31. Dezember 2027 
gültig. 

Berlin, den 12. März 2026 

Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales 

Im Auftrag 
Markus Mül ler  
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